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Kombattantenstatus der Polizei

Martin Klein


1. Einleitung

In der aktuellen Diskussion über hybride Bedrohungen1 und insbesondere darüber, ob und wie die militärische und zivile Verteidigungsfähigkeit sichergestellt werden kann, wird neuerdings verstärkt die Forderung erhoben, den Polizeien des Bundes und der Länder einen Kombattantenstatus zu verleihen,2 der erst bei einem internationalen bewaffneten Konflikt – also einem Krieg zwischen mind. zwei Staaten – Auswirkungen hätte. Begründet wird dies insbesondere damit, dass eine „regelungswidrige Lücke“3 bestehe und der Kombattantenstatus einen „besondere[n] Schutz“4 gewähre, insbesondere aber damit, dass zu wenig militärische Kräfte für Objektschutz und die Begleitung/Verkehrssicherung militärischer Transporte vorhanden seien5 und die Polizei in Kampfhandlungen gezogen6 werden kann. Es stellen sich also Fragen dahingehend, was genau der Kombattantenstatus ist, ob ein – und wenn ja welcher – „besonderer Schutz“ durch den Status vermittelt wird sowie welche weiteren Auswirkungen durch die Verleihung des Kombattantenstatus für die Polizeien zu erwarten wären.


Zusammenfassung

Die Abhandlung greift eine Diskussion aus der Herstellung der militärischen und zivilen Verteidigungsfähigkeit auf und wendet sich der Frage zu, ob Polizeien in Deutschland einen humanitär-völkerrechtlichen Kombattantenstatus erhalten sollten. Hierzu wird dieser Status erläutert und wesentliche Auswirkungen einer Verleihung des Kombattantenstatus für die Polizei erörtert. Eine Notwendigkeit zur Verleihung des Kombattantenstatus ergibt sich dabei nicht; die Polizei kann die ihr im Rahmen der Gesamtverteidigung zugewiesenen Aufgaben auch ohne einen Kombattantenstatus wahrnehmen. Vielmehr würden sich verschiedene Probleme ergeben: Die verfassungsrechtlich vorgesehene Trennung von Polizei und Militär in internationalen bewaffneten Konflikten würde aufgehoben und die Polizei würde zu einem militärischen Akteur. Das hätte weitreichende Folgen: Die Polizei wäre verpflichtet, das humanitäre Völkerrecht anzuwenden. Ausbildung, Ausrüstung und Einsatzgrundsätze müssten angepasst werden. Auch könnten sich Probleme für die Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege ergeben, da Kombattanten im Konfliktfall als Kriegsgefangene gelten. Schließlich würde die Polizei zu einem legitimen militärischen Ziel und würde damit den derzeit bestehenden völkerrechtlichen Schutz verlieren.

Kombattantenstatus; Völkerrecht; Genfer Konventionen; Kombattantenimmunität; Zivilschutz; Trennungsgebot; Zivile Verteidigung



Abstract

The treatise takes up a discussion from the production of military and civilian defense capability and turns to the question of whether police forces in Germany should receive a humanitarian-international law combatant status. For this purpose, this status is explained and the main implications of granting combatant status to the police are discussed. There is no necessity to grant combatant status; the police can also perform the tasks assigned to them within the framework of overall defense without combatant status. Rather, various problems would arise: The constitutionally mandated separation of police and military in international armed conflicts would be lifted, and the police would become a military actor. This would have far-reaching consequences: The police would be obliged to apply humanitarian international law. Training, equipment, and operational principles would have to be adjusted. Problems could also arise for the functioning of criminal justice, as combatants in the event of conflict are considered prisoners of war. Finally, the police would become a legitimate military target and would thereby lose the currently existing international legal protection.

Combatant status; International humanitarian law; Geneva Conventions; Combatant immunity; Civil protection; Separation requirement; Civil defense




2. Kombattantenstatus

Der Begriff des Kombattanten (von franz. combattre=kämpfen) stammt aus dem Humanitären Völkerrecht, das das Ziel verfolgt, die Brutalität eines Krieges (eines internationalen bewaffneten Konflikts) durch verbindliche Regeln einzuhegen, unnötiges Leid zu verhindern und insbesondere die – nicht an Kampfhandlungen beteiligte – Zivilbevölkerung zu schützen.7 Zu diesem Zweck werden Schutzpflichten statuiert sowie Verhaltensweisen vorgegeben oder verboten.8 Das Humanitäre Völkerrecht besteht vornehmlich aus den Genfer Konventionen von 1949 mit den Zusatzprotokollen von 1977 und der Haager Landkriegsordnung von 1907 und gilt für Kriege zwischen Staaten oder anders: internationale bewaffnete Konflikte. Diese sind völkergewohnheitsrechtlich anerkannt und beanspruchen damit universelle Gültigkeit.9 An dieses Kriegsrecht (ius in bello) haben sich alle Parteien zu halten, unabhängig davon, ob sie sich in einem Angriffs- oder Verteidigungskrieg befinden, sodass es für Deutschland im Falle der Beteiligung an einem internationalen bewaffneten Konflikt etwa im Bündnisfall (vgl. Art. 24 Abs. 1, 2 GG; Art. 5 Abs. 1 Nordatlantikvertrag; Art. 42 Abs. 7 EUV) oder im Verteidigungsfall (Art. 115a-115l GG) Geltung beansprucht.

Nach der Definition aus Art. 43 Nr. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur Genfer Konvention sind Kombattanten die Streitkräfte einer am Konflikt beteiligten Partei, bestehend aus der „Gesamtheit der organisierten bewaffneten Verbände, Gruppen und Einheiten, die einer Führung unterstehen, die für das Verhalten ihrer Untergebenen verantwortlich ist. Diese Streitkräfte unterliegen einem internen Disziplinarsystem, das unter anderem die Einhaltung der Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren Völkerrechts gewährleistet“. Die an dem Konflikt beteiligten Parteien haben die Möglichkeit, den Status als Kombattant für Personen oder Personengruppen zu beanspruchen und damit zu bestimmen, wie sich die Streitkräfte im Sinne des Art. 43 Nr. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur Genfer Konvention zusammensetzen.10

Dabei zeichnen sich Kombattanten durch die Berechtigung aus, an Kampfhandlungen teilzunehmen (sog. Kombattantenprivileg).11 Solange sich Kombattanten an die Verhaltensregeln des Humanitären Völkerrechts halten, können sie für ihre Beteiligung an den Kampfhandlungen nicht bestraft werden (sog. Kombattantenimmunität).12 Verstöße gegen das Humanitäre Völkerrecht, wie bspw. Angriffe auf die Zivilbevölkerung und zivile Objekte, führen zu individueller, ggf. strafrechtlicher Verantwortlichkeit der Handelnden.13

Kombattanten sind verpflichtet, sich von der Zivilbevölkerung zu unterscheiden,14 solange sie an einem Angriff oder an der Vorbereitung eines Angriffs beteiligt sind15 und ein bestimmtes aus der Ferne erkennbares Abzeichen zu tragen.16 Sollte diese Unterscheidung nicht gewährleistet sein, bleibt der Kombattantenstatus dennoch bestehen, wenn während eines militärischen Einsatzes die Waffen offen getragen werden bzw. wenn während eines militärischen Aufmarsches vor Beginn eines Angriffs die Waffen für den Gegner offen getragen werden. Fallen Kombattanten in die Hände der gegnerischen Partei, sind sie in mit besonderen Rechten und Pflichten ausgestattete Kriegsgefangenschaft zu nehmen.17 Söldner und Spione hingegen sind keine Kombattanten, es sei denn, Spione tragen bei der Informationsbeschaffung Uniform.18

Als Sonderfall anerkannt ist das Recht zur Teilnahme an Kampfhandlungen für die „Bevölkerung eines nicht besetzten Gebiets, die beim Herannahen des Feindes aus eigenem Antriebe zu den Waffen greift, um die eindringenden Truppen zu bekämpfen, ohne Zeit gehabt zu haben, sich […] zu organisieren“,19 die sog. levée en masse. Erforderlich ist allerdings das offene Tragen der Waffen und die Beachtung der Gebräuche des Krieges.20

Irreguläre Kräfte, also bspw. Streitkräfte, die keine Hoheitsabzeichen tragen, oder Zivilpersonen, die sich an Kampfhandlungen beteiligen, bspw. indem sie Kombattanten angreifen, sind grundsätzlich keine Kombattanten. Werden von irregulären Kräften Kampfhandlungen vorgenommen, sind sie als Straftäter nach innerstaatlichem Recht anzusehen. Unter Umständen ergibt sich aber eine Vermutung des Kombattantenstatus nach Art. 45 des 1. Zusatzprotokolls zur Genfer Konvention, bis ein Gericht über die An- oder Aberkennung des Kombattantenstatus entschieden hat. Voraussetzung ist, dass bei einer Gefangennahme der Kriegsgefangenenstatus beansprucht wird, ein Anspruch darauf zu bestehen scheint oder wenn die Partei, der er angehört, diesen Status beansprucht.21

Andere bewaffnete Verbände, paramilitärische Einheiten, die Polizei bzw. Gendarmerie, aber auch sogenannte irreguläre Truppen zählen nicht zu den Kombattanten, können aber nach Artikel 43 Abs. 3 des 1. Zusatzprotokolls zur Genfer Konvention in die Streitkräfte eingegliedert werden und erhalten damit den Kombattantenstatus. Dies ist etwa für die französische Gendarmerie oder die italienischen Carabinieri vorgesehen. Entsprechendes galt in der Bundesrepublik Deutschland bis 1994 für die Angehörigen des Bundesgrenzschutzes. Im Konfliktfall muss dies einer gegnerischen Konfliktpartei mitgeteilt werden.22 Angehörige der Landespolizeien hatten und haben diesen Status nach geltendem Recht nicht, gehören dementsprechend nicht zu den Kombattanten und dürfen sich folglich auch nicht an Kriegshandlungen beteiligen.23

Festzuhalten ist damit, dass die Staaten selbst bestimmen können, welche Kräfte zur bewaffneten Macht – und damit zu den Kombattanten – gezählt werden sollen. Die Frage, ob die Polizeien der Länder und des Bundes zu den Kombattanten gehören, lässt sich nicht allein und abschließend nach juristischen Kriterien beantworten. Vielmehr besteht die Möglichkeit, eine politische Entscheidung dahingehend zu treffen, ob die Polizeien der Länder und des Bundes den Kombattantenstatus haben sollen. Diese Entscheidung sollte aber unter Einbeziehung wesentlicher Grundsätze getroffen werden, die mögliche Folgeprobleme berücksichtigt.



3. Regelungswidrige Lücke?

Das Grundgesetz enthält für die Aufgabenwahrnehmung von Polizeien der Länder und der Bundeswehr unterschiedliche Regelungen, die eine grundsätzliche Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit vorsehen.24 Nach Art. 87a Abs. 1 GG haben die Streitkräfte (i. e. die Bundeswehr) die Kernaufgabe der Verteidigung. Andere Einsätze sind nur zulässig, soweit das Grundgesetz sie ausdrücklich zulässt (Art. 87a Abs. 2 GG).


	Nach Art. 87a Abs. 4 GG darf die Bundeswehr die Polizeien der Länder und die Bundespolizei beim Objektschutz und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter Aufständischer unterstützen, wenn die Kräfte der Polizeien der Länder und der Bundespolizei nicht ausreichen („Innerer Notstand“).25

	Nach Art. 35 Abs. 2 und 3 GG sind weitere Einsätze der Bundeswehr zur Unterstützung der Länder bei Naturkatastrophen und besonders schweren Unglücksfällen vorgesehen („Katastrophenhilfe“).



Teilweise wird ein Einsatz der Bundeswehr bereits dann angenommen, wenn Eingriffe in subjektive Rechte Dritter erfolgen oder zu erwarten sind;26 teilweise wird auf die Verwendung spezifisch militärischer Mittel, Vorgehensweisen oder Zielsetzungen abgestellt.27 Nach der Rspr. des BVerfG ist von einem Einsatz der Streitkräfte dann auszugehen, wenn deutsche Soldaten in bewaffnete Unternehmungen einbezogen sind,28 wobei unerheblich ist, ob bereits ein tatsächliches Kampfgeschehen anzunehmen ist.29 Ausreichend ist, dass die Einbeziehung deutscher Soldaten in bewaffnete Auseinandersetzungen konkret zu erwarten ist. Das Führen von Waffen und die Ermächtigung zu ihrem Gebrauch können Anhaltspunkte für eine drohende Einbeziehung in bewaffnete Auseinandersetzungen sein.30


a) Trennungsgebot

Aus den restriktiven verfassungsrechtlichen Möglichkeiten des Einsatzes der Streitkräfte im Innern wird systematischteleologisch ein verfassungsrechtliches Trennungsgebot zwischen Polizei und Streitkräften abgeleitet.31 Die Wertungen aus Art. 87a GG und Art. 35 Abs. 2, 3 GG setzen voraus, dass Polizei und Streitkräfte nicht über dieselben Fähigkeiten und Mittel verfügen,32 ansonsten wären die (strengen, restriktiven) Regelungen für den Einsatz der Streitkräfte (insbesondere im Inneren) nicht notwendig. Auch die unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Befehls- und Kommandostrukturen lassen ein Trennungsgebot folgern. Wenn zudem die Aufgabe der Streitkräfte die „Verteidigung“ – also die äußere Gefahrenabwehr – ist, lässt sich ein Umkehrschluss ziehen: Verteidigung stellt eine Sonderzuweisung für die Streitkräfte dar, sodass die Polizei zur Verteidigung nicht zuständig ist, sondern lediglich zur inneren Gefahrenabwehr zuständig und gerüstet sein soll.33 Unterschiedliche Zielsetzungen (innen-außen) und unterschiedlicher Rechtsrahmen (Humanitäres Völkerrecht mit Kollateralschäden sowie Befehlsstruktur einerseits bzw. Grundrechtsbindung mit Verhältnismäßigkeit und Verantwortlichkeit des Ausführenden) führen zu unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Stellungen, sodass „den Streitkräften bestimmte militärische Mittel und Fähigkeiten exklusiv zur Verfügung stehen müssen“.34 Aber auch aus der Entmilitarisierung nach dem Zweiten Weltkrieg respektive dem Nationalsozialismus werden historisch-genetische Argumente für ein Trennungsgebot abgeleitet: Die Streitkräfte wurden nachträglich ins Verfassungsgefüge aufgenommen. Im Hinblick auf die Ausgestaltung der Polizeien ist der Polizeibrief der Alliierten bzw. das Memorandum zum Polizeibrief vom 15.02.1951 zu berücksichtigen. Danach waren diese so auszugestalten, „dass deutsche Polizeikräfte in keiner Weise neu organisiert, bewaffnet oder ausgebildet würden, die ihnen militärischen oder militärisch-ähnlichen Charakter gibt oder sie in die Lage versetzt, im Gegensatz zu Polizeiaufgaben militärische Aufgaben ohne Zustimmung der alliierten Behörden durchzuführen“.35 Die Bedeutung des Polizeibriefs bzw. des Memorandums kann differenziert betrachtet werden, dürfte aber bei der Auslegung des Grundgesetzes weiterhin einzubeziehen sein. Danach sei das Trennungsgebot bewusst verankert worden, um eine „erneute Bildung übermächtiger bewaffneter Sicherheitskräfte im Staat zu verhindern, von denen eine permanente Missbrauchsgefahr ausginge.“36

Die Zuerkennung eines Kombattantenstatus für die Polizeien der Länder oder des Bundes würde einen (para-)militärischen Charakter manifestieren und diesen rechtlich anerkennen; mit dem Trennungsgebot von Polizei und Streitkräften hingegen sei er unvereinbar.37



b) Verfassungsrechtliche Kompetenzen

Polizeiliche Kräfte könnten insbesondere beim Objektschutz in Konflikt mit kombattanten Kräften eines Feindes geraten und damit in Kampfhandlungen gezogen werden. Würde auch hier bereits die konkrete Wahrscheinlichkeit entsprechender Auseinandersetzungen – wie bei der Bundeswehr – einen (militärischen) Einsatz bedeuten, könnte ein Kombattantenstatus eine mögliche Folgerung sein. Allerdings erfolgt die Diskussion über den Einsatz der Bundeswehr vornehmlich vor dem Hintergrund der Sicherstellung der Entscheidungshoheit des Bundestages bzw. der begrenzten Möglichkeiten des Einsatzes der Bundeswehr im Inneren – und damit im Wesentlichen zuständigkeits- bzw. kompetenzorientiert. Folgerungen aus diesen Überlegungen für den rechtlichen Status der Polizei lassen sich also nicht begründen.

Die (gefahrenabwehrenden) Aufgaben der Polizeien der Länder sind – abgesehen von einzelnen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes in Art. 73 Abs. 1 Nr. 9a und 10 GG – nicht explizit geregelt, sodass der Grundsatz aus Art. 70 Abs. 1 GG greift, dass die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung haben. Für den Verteidigungsfall sind weitergehende Gesetzgebungsbefugnisse (Art. 115c GG) vorgesehen, die allerdings die Polizeien der Länder nicht unmittelbar betreffen, sowie eine erweiterte Weisungsbefugnis den Landesregierungen und Länderverwaltungen gegenüber (Art. 115f Abs. 1 Nr. 2 GG).

Teils wird vertreten, dass ein nach Art. 115f Abs. 1 Nr. 1 GG im Verteidigungsfall möglich werdender Einsatz der Bundespolizei im gesamten Bundesgebiet „auch den umfassenden Waffeneinsatz und als Folge den Kombattantenstatus“ bedeute.38 Dem steht jedoch die absolut herrschende Auffassung entgegen, dass nach Art. 115f Abs. 1 Nr. 1 GG die Bundespolizei lediglich eine Erweiterung des Zuständigkeitsbereiches im Bereich polizeilicher Tätigkeit erfährt und der Bund hier nur eine polizeirechtliche Vollzugsgewalt ausübt,39 sodass ein Kombattantenstatus sich nicht unmittelbar aus Art. 115f GG ableiten lässt. Eine bestimmte Vorgabe zur Einbindung in die militärischen und/oder zivilen Sicherheitsstrukturen erfolgt durch Art. 115f Abs. 1 Nr. 1 GG gerade nicht.40



c) Unterschiedliche Aufgaben

Danach kann festgehalten werden, dass ein Grundsatz der Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit besteht. Die innere Sicherheit wird durch die Polizeien der Länder und des Bundes und nur im Ausnahmefall unterstützend durch die Bundeswehr gewährleistet. Die äußere Sicherheit hingegen ist durch die Bundeswehr zu gewährleisten.

Dieser Grundsatz wird bei hybriden Bedrohungslagen allerdings erheblich herausgefordert. Umso wichtiger wird der gesellschaftliche Konsens, der sich auf die Aufgaben der unterschiedlichen Akteure im Bereich der Verteidigung gegen innere und äußere Angriffe bezieht:


	In den Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung von 1989 – und § 64 Abs. 1 BGSG a. F. vom 18.08.197241–war vorgesehen, dass die „Angehörigen der Grenzschutzkommandos, der Verbände und Einheiten des Bundesgrenzschutzes sowie der Grenzschutzschule mit Beginn eines bewaffneten Konfliktes als Teil der bewaffneten Macht und damit als Kombattanten Angriffe […] gegnerischer Kräfte mit der Waffe abwehren können, soweit dies anläßlich ihrer Aufgabenwahrnehmung oder zur eigenen Verteidigung notwendig ist“.42 Mit der Neufassung des Bundesgrenzschutzgesetzes (BGSG) vom 19.10.1994 entfiel der Kombattantenstatus des Bundesgrenzschutzes.43
Die Polizeien der Länder und des Bundes im Übrigen waren in den Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung von 1989 nicht als Kombattanten vorgesehen, sondern sollten in Stellung, Funktion und Aufgaben „grundsätzlich unverändert“ bleiben.44 Ergänzend sollten sie allerdings mitwirken bei Maßnahmen der Aufenthaltsregelung, Verkehrsregelung zur Unterstützung von Marschbewegungen der Streitkräfte und ziviler Kraftfahrzeugverbände sowie bei der Durchführung des Bundesleistungsgesetzes und von Sicherstellungsgesetzen.45


	Im Jahr 2024 wurden die Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung von 1989 durch eine überarbeitete und an die neue Bedrohungslage angepasste Version der Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung ersetzt.46 Ein Kombattantenstatus wurde – nach dem Wegfall des Kombattantenstatus für den 2005 in Bundespolizei umbenannten Bundesgrenzschutz47 konsequenterweise – nunmehr keiner Polizei des Landes oder des Bundes mehr zugewiesen.48 Vielmehr liegt der Fokus der Aufgabenwahrnehmung durch die Polizeien der Länder in der Gewährleistung der inneren Sicherheit49 sowie des Schutzes von zivilen Objekten gegen zivile Störer.50 Der Schutz der Objekte gegen kombattante gegnerische Kämpfer ist mithin keine Aufgabe der Polizei.
Weiterhin soll die Polizei bei der im Übrigen durch die Bundeswehr zu leistenden Lenkung bzw. Regelung des militärischen Straßenverkehrs mitwirken.51 Diese verkehrsbezogene Aufgabe der Polizei findet sich in einem Abschnitt, der sich ausdrücklich mit der zivilen Verteidigung befasst. Mithin folgen die Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung dem Grundsatz der Trennung von polizeilichen und militärischen Aufgaben, aus dem sich auch die unterschiedliche Sicherheitsgewährleistung nach innen und außen ergibt. Nahezu folgerichtig ist ebenfalls vorgesehen, dass Angehörige der Polizei nicht zum Wehrdienst herangezogen werden;52 die Polizeien der Länder und des Bundes sind demnach kein Personalbestand zum Auffüllen militärischen Personals. So wird neben der aufgabenbezogenen auch eine personale Trennung von Polizei und Militär geregelt. Ergänzend zu berücksichtigen dürfte dabei auch sein, dass die Polizeien im Rahmen der zivilen Verteidigung verschiedenste zusätzliche Aufgaben zu übernehmen haben werden, was die Personalstärke der Polizeien überdehnen dürfte.53 Zwangläufig folgt hieraus aber auch, dass das Personal der Polizeien der Länder und des Bundes nicht als Ersatz- oder Auffüllbestand für militärisches Personal herzuhalten hat oder herangezogen werden darf.




Die grundsätzlich unterschiedliche Aufgabenverteilung bleibt folglich aufrechterhalten: Die Bundeswehr ist für die äußere Sicherheit und die Polizeien für die innere Sicherheit zuständig. Inwieweit bei dieser Aufgaben- und Rollenverteilung eine „regelungswidrige Lücke“ angenommen werden sollte, erschließt sich demnach nicht. Im Gegenteil: Eine Lücke kann gerade nicht erkannt werden; die jeweiligen Aufgaben und das Verhältnis zueinander sind geregelt. Ob diese Regelung insgesamt überzeugt, mag eine andere Frage sein. Jedenfalls aber überzeugt ein Rückgriff auf die Polizei nicht, wenn die Begründung vornehmlich darin besteht, dass militärisches Personal für die Aufgabenerfüllung fehlt: Die Sicherstellung der (äußeren) Verteidigungs- und Kampffähigkeit muss über einen hinreichenden, vor allem aber militärischen Personalkörper erfolgen. Wenn dieser für die zu erfüllenden Aufgaben nicht ausreicht, wäre anstelle des Rückgriffs auf das Personal der Polizeien eher die Forderung nach einem stärkeren Aufwuchs der Streitkräfte und Reservistenverbände angezeigt.

Soweit auf die polizeiliche Aufgabe der Verkehrslenkung auch und gerade von militärischen Konvois für eine etwaige Notwendigkeit der Verleihung eines Kombattantenstatus verwiesen wird, vermag diese Argumentation nicht zu überzeugen. Die Aufgabe der Verkehrslenkung besteht vornehmlich in einer Trennung des militärischen vom zivilen Verkehr, wobei dem militärischen Konvoi aufgrund der militärischen Notwendigkeit regelmäßig ein Vorrang einzuräumen sein wird. Damit liegt die eigentliche polizeiliche Tätigkeit darin, regelnd in den zivilen Verkehr einzugreifen. Diese Aufgabe erfordert keine Beteiligung an Kampfhandlungen und folglich auch keinen Kombattantenstatus.

Im Hinblick auf den Objektschutz können sich hingegen Probleme ergeben, wenn militärische Objekte oder eigentlich zivile Objekte, die auch militärisch genutzt werden, durch die Polizei geschützt werden sollen. Derartige Objekte werden als legitime Ziele anzusehen sein, sodass kombattante/militärische Angriffe auf sie völkerrechtlich zulässig sind. Erfolgen Angriffe durch gegnerische Kombattanten, dürfen nach geltendem Völkerrecht Kampfhandlungen zum Schutz der Objekte auch nur durch Kombattanten vorgenommen werden. Um also militärische Objekte in diesen Fällen effektiv schützen zu können, müsste die Polizei den Kombattantenstatus erhalten; anderenfalls dürfte sie gegnerische Kombattanten nicht bekämpfen respektive könnte militärische Objekte – jedenfalls gegen Kombattanten/legitime militärische Angriffe – nicht schützen.54 Bei irregulären Kräften, die zwar grds. zu den feindlichen Kombattanten gehören können, aber mangels Uniform oder hoheitlicher Abzeichen nicht als Kombattanten zu erkennen sind, mag sich eine gewisse rechtliche Unsicherheit ergeben, die aber nicht zu Lasten der Polizei geht. Hier sind Schutzhandlungen durch die Polizei nach den gefahrenabwehrrechtlichen oder strafprozessualen Eingriffsbefugnissen der Polizei zulässig; ein etwa bei einer Gefangennahme geltend gemachter Status als Kombattant wirkt sich erst anschließend aus. Zu berücksichtigen ist zudem, dass zu schützende Objekte in teils erheblicher Entfernung vom tatsächlichen Kampfgeschehen liegen dürften, sodass Angriffe vornehmlich mit Raketen oder Drohnen zu erwarten sein werden, die mit polizeilichen Fähigkeiten allenfalls begrenzt abgewehrt werden können. Erfolgen Angriffe oder Sabotageakte hingegen durch sonstige Zivilpersonen, kann die Polizei im Wege der Eingriffsbefugnisse aus dem Gefahrenabwehrrecht oder Strafprozessrecht tätig werden.55 Objektschutz zugunsten ziviler Objekte stellt hingegen kein Problem dar; zivile Objekte stellen keine zulässigen militärischen Ziele dar und dürfen folglich ohnehin nicht angegriffen werden.




4. Auswirkungen eines Kombattantenstatus für die Polizei

Das humanitäre Völkerrecht besteht aus den Regeln und Gebräuchen, die in internationalen bewaffneten Konflikten (i. e. Kriegen) Geltung beanspruchen. Vor diesem Hintergrund darf es nicht verwundern, dass völkerrechtliche Regelungen im Hinblick auf Bewaffnung, verwendete Munition oder Vorgehen von Polizeien nicht existieren: Die Aufgaben der Polizei liegen vornehmlich in der Gewährleistung der inneren Sicherheit im Inland – insbesondere in Friedenszeiten, ergänzt um weitere Aufgaben, aber auch im Verteidigungs- oder Bündnisfall.56


a) Ausrüstung/Ausbildung

Ausbildung, Ausstattung und grundsätzliche Vorgehensweisen von Polizei und Bundeswehr unterscheiden sich57 insbesondere im Umgang mit Gewaltanwendung. Bei der Polizei stellt diese – anders als bei der Bundeswehr – nicht die eigentliche Funktion dar.58 Soweit die Polizeien der Länder und die Bundespolizei als Kombattanten vorgesehen werden sollten, müsste dementsprechend auch eine Anpassung erfolgen, sodass auch militärische Fähigkeiten und Vorgehensweisen angewandt werden können.

Internationale Polizeimissionen unterscheiden sich ebenfalls von militärischen Einsätzen. Polizeimissionen als Friedensmissionen sollen Gewalt auf Zwangsausübung reduzieren und Kollateralschäden verhindern oder zumindest begrenzen und sollen Polizei- und Sicherheitskräfte in Krisenländern unterstützen.59 Es lassen sich Tendenzen feststellen, dass militärische Einheiten in militärischen Interventionen polizeiliche Aufgaben wahrnehmen und damit eine „Erweiterung der soldatischen Aufgaben […] auf polizeiliche Aspekte“ erfolgt.60 Auch im Völkerrecht wird folglich zwischen polizeilichen und militärischen Einheiten und Vorgehensweisen unterschieden.

Die Polizei ist als ziviles Element der inneren Sicherheit im Wesentlichen auf die Wahrnehmung von gefahrenabwehrenden oder strafverfolgenden (einzelfallbezogenen) Einsätzen ausgerichtet.
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